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Abb. 4.5.2: Überlagerung von flussgebietsbezogenen und politisch-administrativen Handlungsräumen in der 
Metropolregion Hamburg  

Viertens wird das Koordinierungsproblem in Flussgebieten dadurch verschärft, dass für die Erreichung 
der wasserwirtschaftlichen Ziele in der Fläche die Unterstützung von Politikfeldern jenseits der 
Wasserwirtschaft in der Regel zwingend erforderlich ist. So sind Maßnahmen zur Verringerung 
diffuser Belastungen von Grundwasserbeständen auf die Unterstützung der Landwirtschaft 
angewiesen (Kastens/Newig, 2007). Auch Verbesserungen der geomorphologischen Struktur urbaner 
Gewässer sind ohne die Unterstützung der Kommunen kaum zu realisieren. Deshalb wird das 
Flussgebiet nie die einzige relevante Raumeinheit für die Wasserbewirtschaftung sein. Es wird immer 
auf den Umgang mit sog. „problems of interplay“ zwischen verschiedenen Politikfeldern bzw. 
Sektoren ankommen (Moss, 2003a; Moss, 2003b; Greiving/Fleischhauer, 2008). 

10.6.3 Flussgebiete und das Instrumentarium der Hoch- und Niedrigwasserversorgung 

Vor dem beschriebenen Hintergrund stellt sich die Frage, inwieweit das bisherige Instrumentarium des 
Hochwasserschutzes bzw. der Hochwasservorsorge ausreichend auf Flussgebiete ausgerichtet ist. 
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Hochwasservorsorge stellt ein zentrales Element der Anpassungsstrategie an den Klimawandel dar 
(Bundesregierung, 2008). Ihre Operationalisierung erweist sich jedoch als außerordentlich schwierig. 
Seit Jahren werden in Forschung und Praxis Vollzugs- und Koordinationsdefizite bei den 
wasserrechtlichen und raumplanerischen Instrumenten des vorsorgenden Hochwasserschutzes moniert 
(Böhm et al., 1999; Heiland, 2002; zum deutschen Einzugsgebiet der Elbe: Albrecht/Janssen, 2006). 
Befragte Experten aus dem Elbeeinzugsgebiet zitierten 2007 als Ursachen für den mangelnden 
Vollzug u.a. folgende typische Punkte: die vorherrschende technische Ausrichtung des 
Hochwasserschutzes, Koordinations- und Abstimmungsprobleme auf verschiedenen hierarchischen 
und fachlichen Ebenen, Interessenkonflikte mit anderen Nutzungen (insbesondere 
Flächenumnutzungen für Retentionsräume) und mangelndes Risikobewusstsein in Öffentlichkeit, 
Verwaltung und Politik (Grünewald et al., 2007). Manche Autoren haben die Grenzen kommunaler 
Bereitschaft zur Flächenvorsorge aufgezeigt, beispielsweise bei der mangelnden Berücksichtigung von 
Hochwasserrückhalteflächen in der Bauleitplanung oder bei der fehlenden gemeindeübergreifenden 
Zusammenarbeit zwischen Ober- und Unterliegern (Frerichs et al., 2003). Andere haben die 
Diskrepanz zwischen den hohen Ansprüchen der Politik und der Komplexität der Realisierung 
integrierter Hochwasservorsorge auf der Projektebene problematisiert, die auf mangelnde vertikale 
Koordinierung hinweist (Moss/Monstadt, 2008; Volz et al., 2009). Generell werden 
flussgebietsbezogene Zusammenhänge des Hochwasserschutzes in der praktischen Umsetzung kaum 
berücksichtigt. Die Planung von Maßnahmen der Hochwasservorsorge – wie Wasserrückhalt, 
Versickerung in der Fläche, Erhalt und Schaffung von Hochwasserrückhalteräumen – bezog sich 
bisher in den seltensten Fällen auf ganze Flussgebiete. Sogar beim technischen Hochwasserschutz ist 
die länderübergreifende Kooperation dürftig, wie der Streit um Deichhöhen entlang der Elbe zeigt.  

Wissenschaftler plädieren seit über zehn Jahren für flussgebietsweite Konzepte für den vorsorgenden 
Hochwasserschutz (Böhm et al., 1999). Zu diesem flächenhaften, integrierten Ansatz gehören vor 
allem eine gerechte Verteilung von Entlastungen und Belastungen zwischen den Anliegern sowie 
ökonomische Ausgleichsermittlungen und -mechanismen. Neuerdings richtet sich die Aufmerksamkeit 
auf das Hochwasserrisikomanagement, demzufolge der vorsorgende Hochwasserschutz um die 
Betrachtung von Hochwasserrisiken – statt lediglich Hochwassergefahren – ergänzt wird (Schanze, 
2002; Schanze, 2006). Diese konzeptionellen Erweiterungen werden in einer Reihe 
anwendungsorientierter Forschungsprojekte in Deutschland aufgegriffen, die einen direkten Bezug zur 
Metropolregion Hamburg aufweisen, wie GLOWA-Elbe und das RIMAX-Projekt „Urban Flood 
Management“.  

Zumindest in der programmatischen Zielformulierung schließt sich die Politik auf EU-, Bundes- und 
Landesebene zunehmend dieser flussgebietsbezogenen Betrachtung von Hochwasservorsorge bzw. 
Hochwasserrisikomanagement an. Seit der großen Elbe-Flut 2002 engagiert sich die Bundesregierung 
verstärkt für Maßnahmen des Wasserrückhalts im gesamten Flussgebiet. Neben den o.g. 
Flussgebietskonferenzen mit ihrem Fokus auf den Hochwasserschutz sind vor allem das 5-Punkte-
Programm der Bundesregierung vom August 2002 und das Gesetz zur Verbesserung des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes vom Mai 2005 zu nennen (BMVBS, 2002; Berendes, 2005; Jekel, 
2005). Als Artikelgesetz schreibt das Hochwasserschutzgesetz für das Wasserhaushaltsgesetz unter 
der Überschrift „Kooperation in den Flussgebietseinheiten“ vor, dass die Zusammenarbeit beim 
Hochwasserschutz in den Flussgebietseinheiten mit den betroffenen Ländern und Staaten geregelt 
wird, insbesondere die Abstimmung der Hochwasserschutzpläne und der Schutzmaßnahmen (§32). 
Die hierfür erforderlichen Hochwasserschutzpläne, die bis zum 10. Mai 2009 aufzustellen sind, 
müssen u.a. Maßnahmen zum Erhalt und zur Rückgewinnung von Rückhalteflächen nach den 
Anforderungen des optimierten Hochwasserabflusses in Flussgebietseinheiten angeben (§31d). Analog 
dazu wird im Entwurf des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts die Bedeutung des 
Klimawandels bei den allgemeinen Grundsätzen der Gewässerbewirtschaftung besonders betont 
(Bundesregierung 2009). In Abschnitt 6 (Hochwasserschutz) wird festgehalten, dass die Bewertung 
der Hochwasserrisiken, die Bestimmung der Risikogebiete und die Erstellung von 
Risikomanagementplänen für Flussgebietseinheiten – d.h. bundesländer- (und staaten-) übergreifend – 
zu erfolgen haben. Damit werden die Bestimmungen der EU-Hochwasserrichtlinie (HWRL) vom 
Jahre 2007 hinsichtlich der grenzübergreifenden und flussgebietsbezogenen Betrachtung von 
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Hochwasserschutz in deutsches Recht umgesetzt (Europäische Gemeinschaft, 2007; Grünewald et al., 
2007; IKSE, 2008). Allerdings wird bei der HWRL moniert, dass sie sich an Hochwassergefahren 
orientiert und nicht an der Vulnerabilität von Mensch, Natur und Güter gegenüber 
Hochwasserereignissen (Birkmann, 2008). Auf Landesebene wird im Entwurf des deutschen Teils des 
Bewirtschaftungsplans Elbe zur Umsetzung der WRRL als Ziel die integrative Umsetzung eines 
vorbeugenden Hochwasserschutzes in den Flussgebietseinheiten formuliert (FGG Elbe, 2008). 
International besteht seit 2003 ein Aktionsplan Hochwasserschutz Elbe der Internationalen 
Kommission zum Schutz der Elbe (IKSE). In beiden Dokumenten sind die Interessen der 
Metropolregion Hamburg als Unterlieger direkt tangiert. 

Neben Regelungen und Zielaussagen im Institutionensystem der Wasserwirtschaft widmet sich auch 
die Raumordnung zunehmend der Hochwasservorsorge (Beitrag von Knieling/Fröhlich in diesem 
Band; Böhm et al., 1999; Heiland 2002; Grünewald et al., 2007). Hochwasserschutz wird heute auch 
als raumordnerische Aufgabe der Flächenvorsorge verstanden (Ritter, 2006; ARL, 2007; MKRO, 
2008). Nach dem Gesetz zur Neufassung des Raumordnungsgesetzes und zur Änderung anderer 
Vorschriften (GeROG) vom 22. Dezember 2008 gehört der vorbeugende Hochwasserschutz zu den 
Grundsätzen der Raumordnung. Die raumordnerische Aufgabe liegt vor allem in der Sicherung oder 
Rückgewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen, aber auch in der Verdeutlichung 
von Hochwassergefahren. Die räumlichen Erfordernisse für die Anpassung an den Klimawandel 
werden im Raumordnungsgesetz erstmals verankert, wenn auch sehr abstrakt formuliert (GeROG §2, 
Abs.6). Interessanterweise gehen die Leitbilder und Handlungsstrategien der Raumordnung vom Juni 
2006 auf die möglichen Verknüpfungen zwischen dem Hochwasserschutz und der Gestaltung von 
Flusslandschaften ein (BMVBS, 2006b; Gailing et al., 2009). Hier werden als Anforderungen an die 
Raumordnung neben der Begrenzung des Schadenspotenzials, der Sicherung von 
Überschwemmungsgebieten und der sektorübergreifenden Kooperation auch der „faire(n) Ausgleich 
zwischen Unterlieger und Oberlieger“ angeführt (BMVBS, 2006b:26).  

Allerdings bleibt offen, inwieweit diese politischen Reformen der letzten Jahre die angestrebte 
Umorientierung der Praxis hin zu einer flussgebietsorientierten Hochwasservorsorge bewirken 
können. Aufgrund der erheblichen Vollzugsdefizite bei bisherigen strategischen Vorstößen in diese 
Richtung muss vor überzogenen Erwartungen gewarnt werden. Forschungsbedarf besteht heute 
weniger beim Instrumentarium der Hochwasservorsorge als bei dessen Verknüpfung sowohl 
intersektoral – etwa mit regionalen Initiativen zur integrierten Entwicklung des ländlichen Raums oder 
zur Kulturlandschaftsgestaltung – wie auch vertikal in Form einer systematischen Abstimmung 
zwischen politischen Vorgaben und projektbezogenen Umsetzungen vor Ort. In einer Studie über das 
Sturzflutereignis vom Juli 2008 in Dortmund wurde festgestellt, dass das 
Hochwasserrisikomanagement in Ballungsräumen wesentlich konsequenter als bisher als 
Gemeinschaftsaufgabe der beteiligten kommunalen und regionalen Akteure verstanden werden muss 
(Grünewald et al. 2009). Die dortige Aufforderung zur Einbindung u.a. von Entwässerungsbetrieb, 
Tiefbauamt, Umweltamt und Stadtplanungsamt dürfte auch für die Metropolregion Hamburg gelten. 

Zuletzt ist auf die Niedrigwasservorsorge als stark unterbeleuchtetes Forschungsfeld dringend 
hinzuweisen (Gailing et al., 2009). In der Literatur zu wasserwirtschaftlichen Anpassungen an den 
Klimawandel kommen die Niedrigwasserproblematik und insbesondere Instrumente der 
Niedrigwasservorsorge – wenn überhaupt – nur am Rande vor. Die (knappen) Leitlinien der 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser zum nachhaltigen Niedrigwassermanagement machen vor allem 
auf die administrativen und planerischen Herausforderungen dieses Themenfelds aufmerksam 
(LAWA, 2007). Über den planerischen und organisatorischen Umgang mit der 
Niedrigwasserproblematik im Zuge des Klimawandels – insbesondere in den Sommermonaten 
(Beitrag von Daschkeit) – gibt es für die Metropolregion Hamburg wie fast überall kaum Literatur. 
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10.6.4 Beispiele einer flussgebietsorientierten Anpassung an den Klimawandel 

Zusammenarbeit in Flussgebieten muss gelernt werden. Mit politischen Vorgaben allein wird sie nicht 
erfolgen. Wenn Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel auch für Flussgebiete geplant und 
umgesetzt werden sollen, wie von Forschung und Politik zunehmend gefordert, dann müssen 
kontextspezifische Lösungsansätze gefunden werden, die imstande sind, die o.g. Vollzugsdefizite der 
Vergangenheit zu überwinden. Eine wichtige Zukunftsaufgabe der Forschung liegt damit in der 
Auswertung der Stärken und Schwächen bisheriger Initiativen für einen flussgebietsbezogenen 
Umgang mit den wasserwirtschaftlichen Folgen des Klimawandels, wie etwa Vereinbarungen über 
Flächenfreihaltung oder Finanzausgleiche für die Hoch- bzw. Niedrigwasservorsorge zwischen Ober- 
und Unterliegern. Zum Abschluss dieses Kapitels werden kurz einige Beispiele aus dem In- und 
Ausland geschildert, die Impulse für eine flussgebietsbezogene Anpassung an den Klimawandel in der 
Metropolregion Hamburg liefern, auch wenn einige der Instrumente nicht in erster Linie als 
Maßnahme der Klimaanpassung entwickelt wurden.  

International ist das „Global Dialogue on Water and Climate“ als Beispiel für ein 
Partizipationsverfahren in Flussgebieten zu nennen (Kundzewicz et al., 2007). In 18 
Flusseinzugsgebieten in Industrie- und Entwicklungsländern befassen sich Stakeholder-Dialoge mit 
möglichen Maßnahmen zur Minimierung der Anfälligkeit gegenüber dem Klimawandel. Je nach 
Problemlage richten sich diese Dialoge an die Akteure der Hochwasser- bzw. die 
Niedrigwasservorsorge. Innerhalb Europas sind zwei Initiativen auf unterschiedlichen 
Maßstabsebenen erwähnenswert. Für ganze Flusseinzugsgebiete werden in England und Wales 
sogenannte „Catchment Flood Management Plans“ zur strategischen Orientierung für die Bewertung 
von Hochwasserrisiken (inklusive der Auswirkungen des Klimawandels) entwickelt (Environment 
Agency, 2004). Daraus werden flussgebietsbezogene Strategien für ein nachhaltiges 
Hochwasserrisikomanagement im Zeitraum von 50 bis 100 Jahren für alle 118 Flusseinzugsgebiete 
von England und Wales entworfen. Als Beispiel für eine gelungene kleinräumliche Kooperation 
zwischen Ober- und Unterliegern steht der Hochwasserschutzverband Aist in Österreich. Dort haben 
sich Kommunen am Flussverlauf auf finanzielle Ausgleichsmechanismen für die Umwidmung von 
Flächen im Rahmen der Hochwasservorsorge verständigt. Über den Hochwasserschutzverband ist ein 
Fonds für Kompensationszahlungen eingerichtet worden, dessen Einzahlungen nach 
Schadenspotenzial, Rückhaltevolumen und Finanzkraft der einzelnen Mitgliedsgemeinden berechnet 
werden.  

In Deutschland gehört die „Hochwassernotgemeinschaft Rhein e.V.“ zu den bekanntesten und größten 
Initiativen für eine Kooperation zwischen Ober- und Unterliegern. Der Verein umfasst über 60 Städte 
und Gemeinden, Landkreise und Bürgerinitiativen am Mittel- und Niederrhein von Mainz bis zu den 
Niederlanden. In Anlehnung an dieses Vorbild ist 2007 die Initiative für eine 
„Hochwasserpartnerschaft Elbe“ gegründet worden (Grünewald et al., 2007). Sie soll als Plattform für 
den Informationsaustausch über das Hochwasserrisikomanagement, die gegenseitige Unterstützung 
bei der Öffentlichkeitsarbeit, gemeinsame Hochwasserabwehrübungen und die Einwerbung 
gemeinsamer Mittel für den vorsorgenden Hochwasserschutz dienen. Ebenfalls im Elbeeinzugsgebiet 
ist die „Kommunale Arbeitsgemeinschaft zur Zusammenarbeit im Elbtal“ zu nennen (Grünewald et 
al., 2007). Bereits 1996 von sieben Landkreisen in Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg und Sachsen-Anhalt gegründet, verfolgt sie das Ziel, das Elbtal als Natur-, Lebens-, 
Wirtschafts- und Erholungsraum zu entwickeln. Nach dem Elbe-Hochwasser im Jahr 2002 wurde eine 
Fachgruppe Hochwassermanagement gebildet, um die Hochwasservorsorge in die multifunktionale, 
räumliche Entwicklungsstrategie zu integrieren. 
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10.7 Integriertes Küstenzonenmanagement als Instrument zur Anpassung an den 
Klimawandel92 (A. Kannen, B.M.W. Ratter) 

10.7.1 Einführung 

Mit Klimawandel und Globalisierung verändern sich Meeres- und Küstenökosysteme ebenso wie die 
menschliche Nutzung des Küsten- und Meeresraums. Damit bekommen raumplanerische 
Gestaltungsaufgaben, die unter Einbeziehung der sich entfaltenden konkurrierenden Interessen und der 
betroffenen anwohnenden Bevölkerung stattzufinden haben, eine in höchstem Maße integrative Rolle. 
Für die Metropolregion Hamburg und insbesondere für die angrenzenden Küstenräume werden neue 
Herausforderungen an die Raumgestaltung deutlich, die nicht nur angepasste Strategien an den 
Klimawandel (z.B. Küstenschutzmaßnahmen, Wassermanagement oder Biodiversitätserhaltung) 
enthalten, sondern auch die Koordination neuer Wirtschaftsformen (Windenergiegewinnung on- und 
off-shore, Biomasse, Solarenergie etc.) umfassen müssen. Als Gegensatz zur traditionellen 
sektororientierten und zumeist reaktiven Planung gilt das Integrierte Küstenzonenmanagement 
(IKZM) als ein umfassendes Instrument, das die Koordination und Moderation der unterschiedlichen 
Nutzungsinteressen im Küstenraum handhaben hilft und zudem terrestrische und marine 
Küstensysteme verbinden will. IKZM zielt darauf ab, zu einer nachhaltigen Entwicklung des 
Küstenraums im Kontext dieses globalen Wandels beizutragen. Aus dieser Aufgabe ergeben sich 
besondere Anforderungen für Planung und Management an der Küste, die zugleich Schnittstellen zur 
Anpassung an und zur Abmilderung der Folgen des Klimawandels auf regionaler Ebene erkennen 
lassen. Der Beitrag stellt die grundlegenden Konzepte und Prinzipien des IKZM vor und ergänzt den 
Diskussionsstand um den Aspekt der Anpassungsnotwendigkeit an die Prozesse des globalen Wandels 
per se und des Klimawandels im Speziellen, die in der Küstenregion manifest werden. Dabei orientiert 
sich der Beitrag an der auch für Deutschland und die Metropolregion Hamburg relevanten 
europäischen Diskussion über IKZM und integriert Ansätze, die helfen können, die gesellschaftliche 
Anpassung an den Klimawandel im Rahmen des IKZM zu unterstützen.  

10.7.2 Entwicklung des IKZM in Deutschland und Europa 

IKZM, allgemeiner auch nur Integriertes Küstenmanagement (IKM), wurde als Alternative zu 
traditionellen, überwiegend reaktiven und sektorspezifischen Planungs- und Managementansätzen 
entwickelt. Einer der frühesten Vorläufer ist der Coastal Zone Management Act der USA aus dem 
Jahre 1972 (Cicin-Sain/Knecht, 1998). Global geriet IKZM in der Folge der UNCED-Konferenz in 
Rio 1992 in den Fokus (s.a. Cicin-Sain et al., 1995, Dokumentation UNCED in BMU, 1992). Die 
Europäische Union hat das Thema seit Anfang der 1990er Jahre aufgegriffen und von 1996 bis 1999 
ein Demonstrationsprogramm zum Integrierten Küstenzonenmanagement gefördert, in dem 
Grundlagen und Prinzipien aus den Erfahrungen von 35 Fallstudien abgeleitet wurden (Europäische 
Kommission, 1999a und b). Diese Erfahrungen mündeten im Jahr 2002 in eine Empfehlung des 
Europäischen Parlamentes und des Rates zur Umsetzung einer Strategie für ein integriertes 
Management der Küstengebiete in Europa (Europäische Union, 2002). Mittlerweile sind die 
Wasserrahmen-richtlinie (Europäische Kommission 2000), die ebenfalls als EU Richtlinie verankerte 
Strategie zum Schutz der Meeresumwelt (Europäische Kommission, 2008) sowie die europä-ische 
Meerespolitik (Europäische Kommission, 2007) in den Vordergrund getreten und haben die IKZM-
Empfehlung in den Hintergrund gedrängt. Diese Vielzahl – von europäischer Ebene aus gesteuerter – 
meerespolitischer Handlungsansätze, die z. T. in Form von Direktiven auch Gesetzescharakter haben, 

                                                      
92 Dieser Artikel entstand im Rahmen des Verbundvorhabens “Zukunft Kueste – Coastal Futures”, gefördert durch das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, BMBF (FKZ, 03F0476A). 
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dürfte zukünftig den Handlungsdruck im gesamten deutschen Nordseeraum und nicht zuletzt in der 
Metropolregion Hamburg verstärken. Derzeit wird zunehmend die auch für Deutschland geltende, 
mangelnde Umsetzung des IKZM in der Praxis diskutiert (Mc Kenna/Cooper, 2006, 
Shipman/Stojanovic, 2007, Chaniotis/Stead, 2007, Glavovic, 2008). Ebenso wurden bislang die 
europäischen IKZM-Ansätze noch nicht mit den Anforderungen des Klimawandels verknüpft.  

10.7.3 IKZM als Instrument für die nachhaltige Entwicklung von Küstenräumen 

IKZM zielt darauf, langfristig „ein Gleichgewicht herzustellen zwischen den Vorteilen der 
wirtschaftlichen Entwicklung und der Nutzung der Küstengebiete durch die Menschen, den Vorteilen 
des Schutzes, der Erhaltung und der Wiederherstellung der Küstengebiete, den Vorteilen der 
Minimierung der Verluste an menschlichem Leben und Eigentum sowie den Vorteilen des Zugangs 
der Öffentlichkeit zu und der Freude an den Küstenzonen, und zwar stets innerhalb der durch die 
natürliche Dynamik und die Belastbarkeit gesetzten Grenzen“ (Europäische Kommission, 1999a: 16). 
Zentrale Elemente von IKZM sind das Zusammenführen unterschiedlicher Ziele bzw. 
Zielvorstellungen und die Integration der fach- und disziplingeprägten Werkzeuge und 
Bewertungsansätze. Damit enthält IKZM bereits das, was in anderen Planungsansätzen noch 
angemahnt wird. Das allgemeine Leitziel des IKZM ist im Grundgedanken die nachhaltige 
Entwicklung (Sörensen, 1997, Cicin-Sain/Knecht, 1998). Die dem IKZM in Umweltkonventionen 
teilweise zugeschriebene Rolle explizit umweltorientierter Planung hat sich dabei im Laufe der Zeit zu 
einer v.a. prozessorientierten Betrachtung hin verschoben, in der Koordination und Moderation 
unterschiedlicher Interessen einschließlich der wirtschaftlichen Entwicklung von Küsten- und 
Meeresgebieten im Vordergrund stehen (u.a. Fletcher et al., 2008 und für eine kritische Betrachtung 
dieser Entwicklung Mc Fadden, 2007). Eine Ausweitung auf die Anforderungen der Klimaanpassung 
hat bislang noch nicht stattgefunden und wäre nicht zuletzt Aufgabe regionaler Handlungsebenen, wie 
der Metropolregion Hamburg und ihrer Institutionen. 

In jedem Falle kommt der Kommunikation und Moderation zwischen Interessenvertretern und der 
betroffenen Bevölkerung in der prozessorientierten Betrachtung des IKZM eine hohe Bedeutung zu 
(Ratter, 2002, Possekel/Ratter, 2005, auch Rutherford et al., 2005 für das Beispiel der Eastern Scotian 
Shelf Integrated Management Initiative/ESSIM). IKZM setzt somit auf ähnliche Instrumente wie die 
von Greiving in diesem Abschnitt beschriebenen informellen Ansätze zu Klimaanpassung, wobei die 
Berücksichtigung der Ergebnisse informeller IKZM-Ansätze in formalen Instrumenten der Raum- und 
Fachplanungen eine elementare institutionelle Herausforderung darstellt, der sich insbesondere auch 
die Länder und länderübergreifende regionale Kooperationen, wie die Metropolregion Hamburg, zu 
stellen haben. 

IKZM (als weitgehend informelles Instrument) soll zusammen mit der Meeresraumordnung (als 
formalem Instrument) das zentrale Umsetzungsinstrument der integrierten Meerespolitik der EU 
(Europäische Kommission, 2007) werden. Ziel der Integrierten Meerespolitik ist es, eine Vielzahl von 
Sektorpolitiken, wie z.B. Seeverkehr, Fischerei, Energie, Überwachung sowie die Aufrechterhaltung 
der Ordnung auf See, (Küsten)Tourismus, Schutz vor Sturmfluten bzw. Erosion und die 
umweltpolitischen Ziele der Strategie zum Schutz der Meeresumwelt wie auch der 
Wasserrahmenrichtlinie (deren Geltung sich seewärts bis 1 Kilometer vor die Küstenlinie erstreckt und 
somit das gesamte deutsche Wattenmeer bis 1 Kilometer seewärts der nord- und ostfriesischen Inseln 
umfasst), in ein- und demselben Raum zusammenzuführen. IKZM ist per se grenzüberschreitend und 
basiert damit auf einem der eingangs erwähnten Grundsätze. Eine Voraussetzung, diese Ziele zu 
erreichen, wäre allerdings die offene Diskussion und Zusammenführung der unterschiedlichen 
sektoralen Leitbilder in von breitem Konsens getragenen Visionen für die unterschiedlichen 
europäischen Regionalmeere einschließlich der Nordsee. 

Die EU benennt als Leitlinien für die Umsetzung des IKZM acht Prinzipien (Europäische 
Kommission, 1999a): 

• Umfassende globale Betrachtungsweise (thematisch wie geographisch) 
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• Langfristige Sichtweise mit Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips 

• Anpassungsfähiges (adaptives) Management im Zuge eines mehrstufigen Prozesses und auf 
solider wissenschaftlicher Grundlage 

• Berücksichtigung regionalspezifischer Bedingungen 

• Ausnutzung natürlicher Prozesse und Berücksichtigung der Belastbarkeit der Ökosysteme 

• Einbeziehung aller betroffenen Gruppen sowie der örtlichen Bevölkerung 

• Unterstützung durch alle relevanten Verwaltungsstellen 

• Einsatz einer Kombination von Instrumenten  

Mc Kenna et al. (2008) sehen in der fehlenden Gewichtung und den Widersprüchen zwischen einigen 
dieser Prinzipien einen Grund für die bisher auch im deutschen Küstenraum nur vereinzelte 
Umsetzung des IKZM. Dies gilt insbesondere für die Gegensätze zwischen Prinzipien mit lokalem 
Bezug (Berücksichtigung regionalspezifischer Bedingungen, Einbeziehung aller betroffenen Gruppen 
sowie adaptives Management) und jenen mit strategischem und grundsätzlichem Bezug (umfassende 
globale Betrachtungsweise, langfristige Sichtweise und Ausnutzung natürlicher Prozesse). Als 
Kernproblem verweisen Mc Kenna et al. (2008) wie auch bereits Schuchardt et al. (2004, für die 
deutschen Küsten) zudem darauf, dass die sehr allgemeine Formulierung jedes dieser Prinzipien viele 
unterschiedliche Interpretationen zulässt und damit auch Manipulationsmöglichkeiten zugunsten 
persönlicher oder institutioneller Interessen ermöglicht. Nach Mc Kenna et al. (2008) sind die IKZM-
Prinzipien nur dann sinnvoll und nützlich, wenn sie in einer kohärenten integrierten Strategie auf 
nationaler Ebene zusammengeführt werden. Ansonsten werden diese Empfehlungen zu leicht von 
Individualinteressen und verschiedenen Interessengruppen manipulativ eingesetzt, um kurzfristige 
Partikularinteressen umzusetzen (Mc Kenna et al. 2008: 954). Ihre Kritik verbinden Mc Kenna et al. 
mit der Forderung nach einem rechtlichen Rahmen. „Statutory, fully legislated instruments are needed 
to deliver the principles of ICZM in a manner where they can be objectively assessed (Mc Kenna et 
al., 2008: 954), eine Position, die im Gegensatz zu der in den meisten europäischen Ländern 
einschließlich Deutschlands verfolgten Linie von IKZM als einem freiwilligen und informellen 
Instrument steht, auf europäischer Ebene jedoch aktuell an Bedeutung gewinnt.  

IKZM kann im Unterschied zu Mc Kenna et al. (2008) nicht nur als eigenständiges Planungs- und 
Entscheidungsverfahren verstanden werden, sondern auch als „Philosophie“, die insbesondere den 
Ansatz des „Ganzheitlichen Denkens“ und dessen Umsetzung in die Praxis verfolgt (Kannen, 2002, 
Glavovic et al., 2008). Diese Interpretation mag auf wissenschaftlicher Ebene mehr verankert sein, als 
unter Behördenvertretern, jedoch bekommt hier der IKZM-Ansatz Leitbildcharakter für die bereits 
angesprochenen raumplanerischen Gestaltungsaufgaben im Rahmen des Klimawandels. Folgt man 
dem Gedanken von IKZM als Philosophie, dient eine IKZM-Strategie auf nationaler (oder auch 
regionaler und länderübergreifender) Ebene zuallererst als Orientierungshilfe: als übergeordneter, 
gleichwohl verbindlicher, Rahmen für Raumordnung und Fachplanungen. Sie legt mithin nur wenige 
Details, wie z.B. grundlegende Prinzipien, fest und schafft damit eine hohe Flexibilität, um auf 
regionale Besonderheiten oder spezifische und neu auftretende Problemlagen einzugehen. In diesem 
Kontext bilden Raumordnung und Fachplanungen (aber auch Abwägungsinstrumente, wie 
Umweltverträglichkeitsprüfungen oder Genehmigungsverfahren) die Instrumente für die Umsetzung 
der Philosophie in die Praxis. Gerade für länderübergreifende Einheiten wie die Metropolregion 
Hamburg könnten sich mit einer eigenen IKZM-Strategie (oder Beteiligung an einer Strategie für den 
gesamten deutschen Nordseeraum) Chancen für eine verbesserte Abstimmung von Visionen und 
Zielen untereinander bieten. Elementar sind dabei allerdings die Orientierung an ebenen- und 
sektorübergreifenden (s.a. Knieling diesem Kapitel), konsensbasierten gesellschaftlichen Zielen und 
Visionen in der Rahmenstrategie sowie die regelmäßige Anpassung an gesellschaftliche 
Entwicklungen und den technischen Fortschritt. Die Philosophie des ganzheitlichen Denkens und des 
IKZM müssen demnach Eingang in die Instrumente der Raumordnung, der raumprägenden 
Fachplanungen sowie der Regionalplanung finden, um eine umsetzungsrelevante Verbindlichkeit zu 
erreichen (Gee et al., 2006a).  
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10.7.4 IKZM als adaptives Management und Dialogprozess 

Unabhängig von der Kritik an den acht Prinzipien machen diese – ebenso wie die im Zusammenhang 
mit der Europäischen Meerespolitik formulierten – Integrationsaufgaben deutlich, dass IKZM als 
kontinuierlicher Prozess eines räumlichen Managements zu verstehen ist, in dessen Zentrum ein 
intensiver Dialog zwischen allen Beteiligten und Betroffenen stehen muss. Dieser (strukturierte) 
Dialog ermöglicht im Idealfall einen flexiblen Umgang mit Veränderungen, eine Minimierung von 
Konflikten sowie die Nutzung von Chancen und Potentialen für eine langfristige regionale 
Entwicklung und ermöglicht damit die notwendige Anpassung an sich ständig verändernde 
Rahmenbedingungen. IKZM basiert somit auf den Paradigmen eines adaptiven Managements, bei dem 
aus starren Planvorstellungen anpassungsfähige Handhabungskonzepte werden. Adaptives 
Management ist ein iterativer Prozess (ursprünglich zurückgehend auf Holling, 1978), der die 
Partizipation der Beteiligten und Betroffenen mit einschließt und es der Gesellschaft ermöglicht, sich 
in konsekutiven Schritten in Richtung langfristiger Ziele bzw. einer Zukunftsvision zu entwickeln 
(Mee et al,. 2008). Dieser Prozess basiert darauf, die Wirkungen von Planungs- und Management-
maßnahmen regelmäßig zu überprüfen und diese Einsichten in Form von Feed-back-Schleifen auf der 
Basis neuer Daten und Informationen in eine angepasste Zielfindung immer wieder einzuspeisen. 
Dazu gehört auch, durch die Anpassung an fortschreitende Veränderungen, d.h. Unsicherheit und 
Überraschungen als Bestandteile des Systemverlaufs zu sehen, zukünftige Entwicklungen auch bei 
mangelhaftem Wissen über die Systemzusammenhänge zu handhaben. Im Zusammenhang mit Dialog 
und adaptivem Management wird die Rolle von Netzwerken für den Prozess des IKZM deutlich, 
nämlich das Zusammenbringen von Akteuren, das Lernen von den Erfahrungen anderer, das 
Einbinden neuer Informationen und Erkenntnisse sowie die Konsensbildung (Glaeser et al., 2007).  

Die deutsche IKZM-Strategie betont die Rolle informeller Prozesse und sieht IKZM als Instrument zur 
Identifikation von Entwicklungs- und Konfliktlösungspotenzialen. Es ist geplant, ein zentrales IKZM-
Sekretariat als Koordinationsinstrument der deutschen IKZM-Strategie und als Informationsknoten 
einzurichten. Glaeser et al. (2005) betonen dagegen stärker die Notwendigkeit für regionalspezifische 
Strukturen (Anlaufstellen, Netzwerke, Foren) jeweils für die deutsche Nord- und Ostsee, aufbauend 
auf bestehenden Strukturen wie dem trilateralen Wattenmeerforum (www.waddensea-forum.org) für 
die Nordsee. Diese Strukturen sollten als Plattformen für die Entwicklung von gemeinsamen Visionen 
und Entwicklungszielen ebenso wie für eine informelle Abstimmung geplanter Maßnahmen und die 
Lösung potentieller Konflikte dienen. Sie wären somit als zentraler Mechanismus für ein adaptives 
und integratives Management zu verstehen, als strategisches Werkzeug wie auch Plattform 
organisationalen Lernens.  

Das seit 2002 bestehende trilaterale Wattenmeerforum, das die Küstenräume der deutschen 
Nordseeküste mit einbezieht, bildet das vielleicht am weitesten entwickelte Beispiel für Ansätze einer 
derartigen Vernetzung. Mitglieder sind lokale und regionale Repräsentanten von Behörden, 
Verbänden, Nichtregierungsorganisationen und Kommunen der Wattenmeer-regionen Deutschlands, 
der Niederlande und Dänemarks. Die Metropolregion Hamburg ist u.a. durch den Kreis Dithmarschen 
vertreten. Im trilateralen Forum wurde der Ansatz verfolgt, in einem ersten Schritt auf Basis von 
Zustandsanalyse und Entwicklungsszenarien eine gemeinsame sektorübergreifende Vision für die 
Wattenmeerregion zu erarbeiten und daraus Handlungsziele sowie strategische Handlungspfade zu 
entwickeln (Wadden Sea Forum o.J.). Dabei waren jedoch eine Reihe von Problemen, die typische 
Charakteristika von Kommunikations- und Vernetzungsprozesse beschreiben, zu lösen, insbesondere 
unterschiedliche sektorale Interessen, kulturelle Unterschiede, fehlende oder widersprüchliche Daten 
sowie mangelndes gegenseitiges Vertrauen (De Jong/Vollmer, 2005).  

Das trilaterale Wattenmeerforum ist eine partizipativ gestaltete Begleitstruktur zu der formalen 
trilateralen Wattenmeerzusammenarbeit. Letztere bezieht sich vorrangig auf den Natur- und 
Umweltschutz. Eine Berücksichtigung der aktuellen Herausforderungen des Klimawandels beginnt 
erst in jüngster Zeit, sowohl im Wattenmeerforum wie auch in der formalen Kooperation. Es ist davon 
auszugehen, dass bei der kommenden trilateralen Wattenmeerkonferenz 2010 der neu erstellte 
Wattenmeerplan verabschiedet wird, in dem auch der Klimawandel berücksichtigt wird.  
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10.7.5 Herausforderungen an IKZM durch den Veränderungsdruck an Meeren und 
Küsten 

Mit dem Klimawandel verbinden sich küsten- und meereswirksame Systemveränderungen, wie z.B. 
der Anstieg der Wassertemperaturen, die Erhöhung des Meeresspiegels und die Versauerung der 
Meere (WBGU, 2006). Weitere, bisher in Mitteleuropa weniger hervortretende Veränderungen 
umfassen als Folge derartiger Systemveränderungen z.B. eine potenzielle Zunahme von 
Extremereignissen oder Verschiebungen im Artenspektrum (wie bereits jetzt deutlich in der Arktis 
erkennbar, die dann auch traditionelle Lebensformen verändern). Integrativ angelegte Analysen der 
Folgen des Klimawandels für den deutschen Küstenraum finden sich in Schuchhardt/Schirmer (2005), 
Daschkeit/Schottes (2002) sowie bei Janßen/Schernewski (2008). Diese Veränderungen fordern 
Anpassungsleistungen der küstennahen Gesellschaft, die nicht nur Abminderungsstrategien 
(mitigation) sondern auch Anpassungsmaßnahmen (adaptation) umfassen müssen (Stehr/Storch, 2008; 
Ziegler, 2008). 

Anpassungsleistungen der Gesellschaft umfassen raum- und regionalspezifische Auswir-kungen des 
Klimawandels, z.B. im Küstenschutz oder in der Anpassung des Ausbaus der Elbe an sich 
möglicherweise verändernde Erosions- und Sedimentationsprozesse (Gönnert/Triebner, 2004; Haake, 
2004; Sterr et al., 2008; Storch/Gönnert/Meine, 2008; Storch/Woth, 2008). Der globalen Veränderung 
folgen somit regionale und lokale Anpassungsmaßnahmen, die sich sowohl im Küstenraum als auch in 
Hamburg bislang vor allem auf den technischen Küstenschutz beziehen. Erst in jüngerer Zeit wird, 
basierend auf dem Konzept der sozialen Konstruktion von Katastrophen (Stehr/Storch, 1995), 
verstärkt die Bedeutung von Risikowahrnehmung in der Bevölkerung und die Vermittlung von Risiko 
in den Medien ins Zentrum der Betrachtung gerückt. In den letzten Jahren entstanden eine Reihe von 
Arbeiten, die sich empirisch mit der Wahrnehmung von Risiken, deren sozio-kulturelle 
Rahmenbedingungen und deren medialer Vermittlung beschäftigten (artec, 2008; BBK/AKNZ, 2005; 
Brandstädter/Jeorgakopulos, 2004; Döring, 2005; Forschungszentrum Jülich, 2005; 
Heinrichs/Grunenberg, 2008; Peters/Heinrichs, 2005; Ratter et al., 2009). Die subjektive 
Risikoeinschätzung wird zunehmend als wichtiger Baustein für ein gelungenes und angepasstes 
Katastrophenmanagement betrachtet (Markau, 2003; Kaiser et al., 2004; Sterr et al., 2008). Eine 
Umsetzung in planerische Maßnahmen steht hier allerdings erst am Anfang. 

Wachsender Nutzungsdruck durch neue großflächige und fixierte Nutzungsformen wie der Offshore-
Windkraft und einer Intensivierung bereits vorhandener Nutzungen wie dem Seeverkehr durch größere 
Schiffe mit höherem Tiefgang sowie entsprechenden Anforderungen an Häfen und Hafenzufahrten, 
wie sie besonders auch für die Metropolregion Hamburg von Bedeutung sind, prägen die aktuelle 
Nutzungsentwicklung. Regelmäßig aktualisierte Nutzungsübersichten zeigen die Karten des 
Bundesamts für Seeschifffahrt und Hydrografie (www.bsh.de). Diese zeigen, dass sich der 
Nutzungsdruck in Zukunft eher verstärken als abschwächen wird und Steuerungsinstrumente gefordert 
sind, die mit Unsicherheiten und langfristigen Entwicklungen umgehen können (siehe hierzu auch die 
Bestandsaufnahme der Küstenraumnutzungen in Gee et al., 2006b). 

Dabei ist zu beachten, dass mit der aktuellen Nutzungsentwicklung eine veränderte Wahrnehmung des 
Küsten- und Meeresraumes einhergeht. Küsten und Meere werden u.a. immer mehr als umfassende 
Wirtschaftsräume (auch in Verbindung mit Technologie) wie auch als politisch-strategische Räume 
wahrgenommen. Im politischen Raum wird mit der Meerespolitik der Europäischen Union, die 
explizit die wirtschaftspolitischen Ziele von Lissabon einbezieht, diese Sichtweise gestärkt (Suarez de 
Vivero, 2007). Der Arbeitsmarkt im Bereich der maritimen Wirtschaft wird in einer Studie für die 
Europäische Union auf fünf Millionen Menschen geschätzt (Europäische Kommission, 2006). 

10.7.6 IKZM als Leitbild einer Climate Adaptation Governance 

Integriertes Küstenzonenmanagement ist kein einheitliches Konzept mit starren, allgemein-gültigen 
Grundsätzen. Die meisten IKZM-Ansätze verfolgen aber einige grundlegende Paradigmen, die als 
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Ansatz für eine konzeptionelle Weiterentwicklung der zukünftigen Küstenraumentwicklung dienen 
können und Raum für regionalspezifische Umsetzungsformen wie auch für die Verknüpfung mit der 
Anpassung an den Klimawandel lassen. Der Veränderungsdruck im Küstenraum verdeutlicht, dass 
Ansätze eines adaptiven und integrativ ausgelegten Managements dringend benötigt werden. Dies gilt 
umso mehr, als die hinzukommenden Herausforderungen durch den Klimawandel durch erhebliche 
Unsicherheiten hinsichtlich der regionalen und lokalen Ausprägungen charakterisiert sind. Bei der 
konzeptionellen Weiterentwicklung, aber auch der Anwendung des IKZM ist daher zu beachten, dass 
die Anpassung an den Klimawandel folgendes umfasst:  

• die Anpassung an globale Systemveränderungen, z.B. Anpassung des Wirtschafts-systems an 
eine Energieversorgung durch erneuerbare Energien zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes, 
sowie  

• die Anpassung an lokale Folgen des Klimawandels, z.B. die Anpassung von Küsten-
schutzstrategien. 

Dies gilt allerdings nicht nur für das IKZM, sondern für alle planerisch-organisatorischen 
Anpassungsstrategien, die hier vorgestellt wurden. Im Kontext einer Climate Adaptation 
Governance kann IKZM zwar nicht als thematischer, sehr wohl jedoch als methodischer 
Wegbereiter verstanden werden.  

Die Anpassung an den Klimawandel erfordert in Planung und Management einen Paradigmenwechsel 
hin zu adaptivem Management, für das Rahmenbedingungen in Form von Governance-Strukturen zu 
schaffen sind. Ebenso sind Planung und Management als Lernprozesse zu sehen, in denen neue 
Erkenntnisse und unterschiedliche Sichtweisen (aber auch Normen, Werte und Einstellungen) durch 
Kommunikation zusammenzuführen sind. Dies erfordert entsprechende Freiräume und auch Zeit in 
strategisch angelegten Dialog-prozessen. Die unterschiedlichen Problemwahrnehmungen und 
Entscheidungskontexte sind zu beachten, z.B. stehen Marktmechanismen als Entscheidungskriterien 
von Wirtschafts-akteuren in globalen Zusammenhängen und können nicht unbedingt lokal, regional, 
national ausgehebelt werden, d.h. globale Regeln und lokale Anpassungsmaßnahmen bedingen 
einander. Langfristige Visionen sind als Leitlinien für ein adaptives Management und 
Richtungsvorgabe für schrittweise Entscheidungsprozesse partizipativ und konsensual zu entwickeln, 
z.B. mit Hilfe von Szenarien, die als Mittel zum Umgang mit Nicht-Wissen und Unsicherheit sowie 
als unterstützendes Instrument für das Erkennen und Vermitteln von Systemzusammenhängen genutzt 
werden können. Der über Verhandlungsansätze hinaus-gehenden Kommunikation und Moderation 
kommt dabei eine zunehmend zentrale Rolle zu. 

Die Stadt- und Regionalplanung sieht sich vor dem Hintergrund des Klimawandels und seiner 
Auswirkungen auf den Lebensraum der Menschen mit besonderen Herausforderungen konfrontiert. 
Diese bestehen darin, Anpassungs- und Abmilderungsstrategien zu entwickeln. Methodisch ist deshalb 
ein Umdenken gefragt. Planung in Unsicherheit – bezogen auf die zukünftigen sozio-ökonomischen 
Entwicklungen genauso wie auf die mangelnde Klarheit in den Klimaszenarien – verlangt, wie 
beschrieben, nach einer Kombination aus informell und formellen Planungsinstrumenten, nach der 
Einführung und Berücksichtigung von Governance-Strukturen und der Umsetzung sektor- und 
grenzüberschreitender Handlungsebenen. Der IKZM Ansatz bietet hier, im Gegensatz zu bestehenden 
traditionellen raumplanerischen Handlungsschemata (sektorale Planung, Funktionszonierung) 
wichtige Erfahrungsgrößen in Bezug auf die beschriebenen notwendigen Handlungsfelder. Auch wenn 
eine Berücksichtigung der klimarelevanten Fragen bislang begrenzt ist, die Entwicklungsgeschichte 
von IKZM liefert als adaptiver Managementansatz wichtige Hinweise auf methodische 
Vorgehensweisen in einem sich ständig verändernden Systemzusammenhang. Regionalentwicklung 
im Küstenraum behandelt nicht-lineare, dynamische Prozesse und basiert auf der Interaktion einer 
Vielfalt an Agenten und Akteuren. Nur weitgehend iterative Ansätze mit Feed-Back-Schleifen und 
einem ausgefeilten Monitoring entsprechen dem Handeln in Unsicherheit, wie es die beschriebene 
Situation erfordert. Die Anforderungen der Klimaanpassung sind ein wichtiges Handlungsfeld in dem 
neue planerisch-organisatorische Perspektiven eröffnet werden müssen. 
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Die in den Stadt- und Regionalplanung sowie im Wassermanagement identifizierten Defizite, die 
weniger in der Erforschung neuer Instrumentarien der Hochwasservorsorge als in der intersektoralen 
Verknüpfung gesehen werden, können durchaus durch Anleihen aus den IKZM Erfahrungen inspiriert 
werden. Es sind gerade die räumlich integrierten Herangehensweisen, wie sie in Verbindung mit 
Fluss- und Küstenmanagement diskutiert und teilweise auch praktiziert werden, die 
Anknüpfungspunkte bieten. Die bislang vorliegenden Erfahrungen können gewinnbringend in die 
Weiterentwicklung einer Climate Adaptation Governance einfließen. 

 



 

 377

10.8 Fazit (J. Knieling) 

Die Beiträge des Kapitels 9 verdeutlichen, dass der wissenschaftliche Diskurs über planerisch-
organisatorische Potenziale und Lösungsstrategien der Anpassung an den Klimawandel noch am 
Anfang steht. Dies gilt für die deutsche und internationale planungswissenschaftliche Diskussion und 
umso mehr für die Forschung mit Bezug zur Metropolregion Hamburg bzw. zu Norddeutschland. 
Weiter fortgeschritten ist hingegen die internationale Debatte über die politisch-institutionellen 
Rahmenbedingungen und sozialen Voraussetzungen sowie Grenzen (z.B. Werte, Wissen und Umgang 
mit Risiken) von Anpassung (vgl. Smit et al., 2003; Adger et al., 2007 und 2009). Außerdem ist die 
Auseinandersetzung mit fachplanerischen und problem- bzw. raumbezogenen (Management-) 
Ansätze, z.B. im Hochwasserschutz oder in Flussgebieten und Küstenräumen, bereits vergleichsweise 
profiliert. Diese Konzepte sind jedoch nicht explizit im Sinne einer integrierten Herangehensweise auf 
das sektor- und ebenenübergreifende Handlungsfeld der Klimaanpassung ausgerichtet.  

Als Bestandteile einer Climate Adaptation Governance wurden in Kapitel 4.1 wesentliche der bislang 
in der Literatur behandelten Konzepte und Regelungsformen zum planerisch-organisatorischen 
Umgang mit Klimawandel und Klimaanpassung in der Metropolregion Hamburg vorgestellt. Hierzu 
zählen zum einen die formell-planerischen Regelungen der Bauleit- und Regionalplanung (z.B. 
Festsetzungen in Bauleitplänen, Flächensicherung), prozedurale Instrumente (z.B. UVP/SUP, Climate 
Proofing) und informelle raumplanerische Ansätze (z.B. Leitbilder, ergebnisorientierte 
Zielvereinbarungen). Zum anderen sind dies integrative Managementkonzepte, die auf Flussgebiete 
und die Küstenzone bezogen sind. Dabei zeigt sich, dass formelle und informelle Ansätze jeweils 
spezifische Stärken und Schwächen haben.  

Formell-planerische Festsetzungen erfüllen dort eine wichtige Funktion, wo es um die verbindliche 
Steuerung zukünftiger Raumnutzungen geht, z.B. das Freihalten von Überschwemmungsgebieten von 
Bebauung. Auf der kommunalen Ebenen der Bauleitplanung sind entsprechende 
Festsetzungsmöglichkeiten zur Anpassung an die zu erwartenden Folgen des Klimawandels durchaus 
vorhanden. Wickel und Morgenstern (4.2) weisen allerdings darauf hin, dass Belange der 
Klimaanpassung innerhalb planerischer Abwägungen häufig nicht das erforderliche Gewicht 
beigemessen werde. Dies liegt darin begründet, dass sowohl die Risiken als auch die zu erwartenden 
Schäden, die sich aus dem Klimawandel ergeben können, auf Prognosen basieren, die – je nach 
angenommenem Szenario des Klimawandels – unterschiedliche Ausprägungen haben können. 
Eindeutige und sichere Aussagen über Kausalfolgen, die eine Gefahr im beschriebenen Sinne 
begründen würden, seien hiermit kaum möglich. Hierarchisch-hoheitliche Regelungsansätze stehen 
daher vor der Anforderung, die gewohnten Pfade der Gefahrenabwehr zu verlassen und ihre Fähigkeit 
zu verbessern, sich an die prognostizierten Veränderungen anzupassen.  

Formelle Steuerungsmöglichkeiten bestehen auch auf regionaler Ebene. Knieling und Fröhlich 
identifizieren besonders die im Raumordnungsgesetz (§ 8 (7) Nr. 1-3 ROG) vorgesehenen Vorrang- 
und Vorbehaltsgebiete als maßgebliche regionalplanerische Instrumente mit Bezug auf die 
Klimaanpassung, da sie Flächen für regionale Freiräume und Grünzüge sowie weitere 
klimabedeutsame Funktionen und Nutzungen sichern. Sie tragen u.a. zur Frischluftzufuhr bei, dienen 
als Retentionsraum für den Hochwasser- und Grundwasserschutz und leisten einen Beitrag zu 
Regenwasserversickerung bzw. -rückhaltung. Zudem kann die Landes- und Regionalplanung eine 
wichtige Koordinationsfunktion übernehmen, sowohl in Bezug auf formelle Abstimmungsprozesse 
über Flächennutzungen als auch für informelle Prozesse einer auf den Klimawandel reagierenden 
Regionalentwicklung. In der in administrativer Hinsicht heterogenen Metropolregion Hamburg kann 
die Landes- und Regionalplanung ein wichtiges Bindeglied sein zwischen unterschiedlichen Ebenen, 
zwischen den Fachressorts der Bundesländer sowie zwischen öffentlichen und privaten Akteuren. 
Gleichwohl zeichnen sich Grenzen landes- und regionalplanerischer Steuerung und Koordination ab. 
Neben der überwiegend schwachen Position der Landes- und Regionalplanung in den Teilräumen der 
Metropolregion gilt dies auch hinsichtlich der verfügbaren Instrumente, Beispielsweise fehlen ihr die 
nötigen Kompetenzen und Ressourcen, wenn aufgrund von Klimarisiken räumliche 
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Nutzungsänderungen im Bestand umzusetzen oder investive Mittel für die Durchführung von 
Maßnahmen erforderlich wären. 

Gerade dort, wo formelle Instrumente an ihre Grenzen stoßen, können – so Greiving – informelle, auf 
die Überzeugung und Mitwirkung privater Akteure setzende Ansätze zur Klimaanpassung beitragen. 
In eher informell-kooperativen Handlungsweisen wird der Diskurs zur Normgenierung, weil im 
Zusammenspiel aller Interessen und Werte eine neue gemeinsame Orientierung, also die Ausrichtung 
an Gemeinsamkeiten bei Leitbild und Zielen, möglich wird. Dies erhöht die Chance auf konsensuale 
Entscheidungen und in der Folge die Umsetzungsqualität von Anpassungsstrategien und Maßnahmen. 
Informelle Instrumente nehmen Bezug auf Konzepte einer Risk Governance bzw. Regional 
Governance. Ein wesentliches Instrument für den Umgang mit den Folgen des Klimawandels ist die 
Entwicklung adaptiver Regionaler und Stadtentwicklungskonzepte. Als weitere Instrumente werden 
Climate Proofing und – bezogen auf ein modernes Verwaltungsmanagement – Zielvereinbarungen 
vorgestellt. Bei Ersterem geht es – bezogen auf die Raumplanung – darum, im Planungsprozess so zu 
entscheiden, dass die angestrebte Raumstruktur resilient gegenüber Klimaänderungen ist. 
Zielvereinbarungen halten das anzustrebende Ergebnis fest und die Notwendigkeit von 
Detailfestlegungen über einzelne Maßnahmen entfällt, so dass die regionalen und lokalen Akteure 
mehr Handlungsspielraum erhalten. Damit die Ergebnisse dieser informellen Prozesse Verbindlichkeit 
und Drittbindungswirkung erhalten können, ist eine Übernahme in die formale Regional- wie 
Bauleitpläne nötig. 

Die vorgestellten integrierten Ansätze des Flussgebiets- und Küstenzonenmanagements verweisen 
weniger auf das Unterscheidungsmerkmal der Formalität, sondern beziehen sich mit ihren 
Lösungsstrategien auf die naturräumlichen Gegebenheiten der Metropolregion (Fluss, Küste). Für das 
Handlungsfeld der Anpassung an den Klimawandel ist dies eine fruchtbare Perspektive, da 
Anpassungsstrategien und -maßnahmen häufig sektor- und ebenenübergreifender Natur sind. 
Klimaanpassung macht weder an Zuständigkeiten einzelnen Fachplanungen (Wasserwirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft etc.) halt, noch an den administrativen Grenzen von Kommunen und 
Bundesländern der Metropolregion Hamburg. Nach Moss gilt dieser sektor und ebenenübergreifende 
Gedanke insbesondere für den wasserwirtschaftlichen Umgang mit den Folgen des Klimawandels. 
Denn eine flussgebietsbezogene Betrachtung richtet die Aufmerksamkeit auf die gemeinde- und 
länderübergreifenden Flächen- und Raumnutzungen, die für die Entstehung von Hochwasser 
maßgeblich sind. Es wird gleichwohl darauf verwiesen, dass Flussgebiete nicht für alle Planungs- und 
Umsetzungsschritte zwingend die geeignete Raumeinheit sind, da die Maßstabsebene teils zu groß und 
zu undifferenziert und nicht deckungsgleich mit den politisch-administrativen Einheiten ist. Die 
praktische Umsetzung flussgebietsbezogener Planung wird zeigen, inwieweit die politischen 
Reformen der vergangenen Jahre die angestrebte Umorientierung der Praxis hin zu einer 
flussgebietsorientierten Hochwasservorsorge bewirken können. 

Das integrierte Küstenzonenmanagement zielt ebenfalls auf die Überwindung sektor- und 
ebenenoriertierter Restriktionen in Planungsprozessen – wie Kannen und Ratter ausführen –, da es 
unterschiedliche Ziele bzw. Zielvorstellungen zusammenführt und die fach- und disziplingeprägten 
Instrumente und Bewertungsansätze miteinander verbinden will. IKZM ist ein Instrument zur 
Koordination und Moderation unterschiedlicher Interessen und hat daher informellen Charakter. Im 
Sinne eines adaptiven Managements entwickelt IKZM in partizipativen und möglichst schrittweisen 
Entscheidungsprozessen langfristige Richtungsvorgaben für eine wünschenswerte Entwicklung.  

Die dargestellten planerisch-organisatorischen Ansätze zur Anpassung an den Klimawandel bzw. die 
Climate Adapatation Governance verweisen auf ein breites Spektrum von Gestaltungs- und 
Koordinationsformen für die Metropolregion Hamburg. Dabei ist eine intelligente Kombination 
formeller und informeller Instrumente, z.B. die Übernahme von Zielvereinbarungen in Bauleit- und 
Regionalplänen, wichtig. Gerade mit Blick auf den Querschnittscharakter des Klimawandels weisen 
aber auch die integrierten Ansätze des Flussgebiets- und Küstenzonenmanagements vielfältige 
Anknüpfungspunkte für ein ebenen- und sektorübergreifendes Management der Folgen des 
Klimawandels auf. Eine wichtige Anforderung für Planungs- und Managementprozesse liegt zukünftig 
in der Berücksichtigung und dem Umgang mit den bestehenden Unsicherheiten über die zukünftigen 
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Auswirkungen des Klimawandels. Darin geht es weniger um umfassende Pläne mit finalen Aussagen, 
sondern vielmehr darum, strategische Entscheidungsprozesse auf die zukünftige erwartete 
Klimaänderung zu beziehen.  

10.8.1 Weiterführende Aufgaben und Forschungsfragen  

Die in Kapitel 9 behandelten planerisch-organisatorischen Anpassungspotenziale und Lösungsansätze 
weisen zugleich auf einige Themen und Bereiche hin, in denen weiterführender Forschungsbedarf mit 
Bezug zur Metropolregion Hamburg besteht: 

Instrumenten-Schnittstellen: Die Potenziale der Climate Adaptation Governance liegen insbesondere 
in den Schnittstellen zwischen den einzelnen Instrumenten. Wie können beispielsweise formelle und 
informelle Instrumente möglichst wirkungsvoll miteinander in Beziehung gesetzt werden? Wie 
können sich Maßnahmen auf kommunaler und regionaler Ebene im Bereich der formalen Planung 
ergänzen? Welche Anforderungen stellt die länderübergreifende Zusammenarbeit an Strategien und 
Maßnahmen der Klimaanpassung? 

Marktliche Regelungsformen: Zusätzliche Handlungsfelder der Climate Adaptation Governance für 
die Metropolregion Hamburg ergeben sich in weiteren Regelungsformen, die in den vorliegenden 
Beiträgen nur angedeutet werden konnten: Wie können etwa marktorientierte Regelungsformen zur 
Klimaanpassung in der Metropolregion beitragen? Dies kann sich beispielsweise auf die Teilnahme 
am Bodenmarkt beziehen, aber auch die genannten Zielvereinbarungen weisen bereits in diese 
Richtung. 

Dialoginstrumente: Im Bereich informeller Regelungsformen haben die Kommunikationsformen 
Information, Beteiligung und Kooperation – über die in Kap. 4.4 beschriebenen Ansätze hinaus – für 
die Klimaanpassung eine wichtige Bedeutung. Für die Metropolregion Hamburg liegen erste 
Erfahrungen vor, z.B. aus Beteiligungsverfahren zur Klimaanpassung auf Quartiersebene oder zu 
einem Decision Support System (Knieling u.a. 2009; Ashley 2007). Diese sollten in Bezug auf ihre 
Wirksamkeit und Übertragbarkeit weiter vertieft werden, wie dies u.a. in dem neuen 
Forschungsvorhaben KLIMZUG Nord vorgesehen ist. 

Organisationsentwicklung: Die Aufgabenfeld der Klimaanpassung in der Metropolregion Hamburg ist 
auch eine Frage der zuständigen Institutionen, der institutionellen Arrangements und der einbezogenen 
Akteure. Die vorliegenden Beiträge konnten diese Thematik für die Bauleit- und Regionalplanung 
andeuten. Bei den Beiträgen über Flussgebietsmanagement und IKZM ist deutlich geworden, dass es 
sich jeweils um eine sehr komplexe Akteurs- und Zuständigkeitsstruktur handelt. Weiterführend wäre 
eine Akteurs- und Institutionen-Analyse aufschlussreich, um die Entscheidungswege und die jeweils 
spezifischen Handlungsmöglichkeiten wie Restriktionen besser zu verstehen. Auf dieser Grundlage 
könnten konzeptionelle Überlegungen zur Aufbau- und Ablauforganisation für den Bereich der 
Klimaanpassung aufsetzen.  

Rolle der Metropolregion Hamburg: Eine spezifische weiterführende Fragestellung im Bereich der 
Organisationsentwicklung bezieht sich auf die Metropolregion Hamburg als Institution (MRH). Da 
Hamburg und sein weiteres Umland mit der MRH bereits über eine regionsweite Institution verfügen, 
die zudem u.a. mit Aufgaben der Siedlungs- und Raumentwicklung befasst ist, stellt sich die Frage, 
welche Rolle die MRH bei der Klimaanpassung zukünftig zukommen kann. Denn die Anforderung, 
dass Klimaanpassung Ressort und Ebenen übergreifend behandelt werden muss, rückt die MRH quasi 
zwangsläufig in den Blickpunkt. Die MRH selbst hat dies durch ihr bereits vorhandenes Engagement 
für das Themenfeld unterstrichen, was u.a. in der Einrichtung eines Arbeitskreises zum Klimawandel 
und der Anerkennung von KLIMZUG Nord als Leitprojekt der MRH zum Ausdruck kommt. 
Allerdings ist als besondere Ausgangslage zu berücksichtigen, dass die MRH im nationalen wie 
internationalen Rahmen – bezogen auf ihre formalen Kompetenzen und die verfügbaren 
Handlungsressourcen – als eine vergleichsweise „schwache“ Einrichtung gilt (vgl. Diller/Knieling, 
2003; Ludwig et al., 2009 ). Gegebenenfalls kann diese institutionelle Schwäche aber auch von Vorteil 
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sein, wenn Aufgaben im Bereich von Dialog und Kooperation zu erfüllen sind, wie dies bei 
Flussgebietsmanagement und IKZM der Fall ist. Zudem hat die MRH in den vergangenen Jahren 
Erfahrungen mit neuen informellen Instrumenten – beispielsweise regionalen Projektwettbewerben – 
gesammelt, die – wie beispielsweise die Region Südhessen zeigt – für die Klimaanpassung nutzbar 
sein können (vgl. Buchholz/Rischel, 2009). 

Die Weiterentwicklung planerisch-organisatorischer Regelungsformen in Form einer Climate 
Adaptation Governance für die Metropolregion Hamburg sollte als ein dynamischer und iterativer 
Prozess aufgefasst werden. Folglich wäre es wünschenswert, dass auf kommunaler und metropol-
regionaler Ebene immer wieder von Neuem innovative Wege der Klimaanpassung erprobt und 
zugleich auch wissenschaftlich begleitet und ausgewertet werden würden. Auf diese Weise könnte die 
Metropolregion – auch international – j ihre bereits erlangte besondere Position im Bereich von 
Klimaschutz und Klimaanpassung weiter ausbauen und zu einer anerkannten Vorzeigeregion für diese 
für Metropolregionen weltweit wichtigen Zukunftsfragen werden. 
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11 Technische und organisatorische Anpassungspotenziale (Nicole von 
Lieberman) 

11.1 Technische Potenziale zur Anpassung an den Klimawandel 

11.1.1 Technische Potenziale in drei Ländern 

Der Wandel des Klimas führt in der Konsequenz zu einem veränderten Seegangsklima und 
veränderten Tidewasserständen (Weisse und von Storch, 2009). Diese beiden Größen und 
resultierende Strömungsgeschwindigkeiten sind maßgebliche für die Bemessung von Bauwerken und 
Anlagen zum Schutz gegen Hochwasser und Sturmfluten und dem Sedimentmanagement, die im 
Wesentlichen als Küstenschutzanlagen bezeichnet werden. Daher ist eine Überprüfung solcher 
Bauwerke und Anlagen des Küstenschutzes und gegebenenfalls die Entwicklung alternativer 
Lösungen im Hinblick auf den Klimawandel unerlässlich. 

Da der Ausbau und die Unterhaltung von Gewässern sowie der Hochwasser- und Küstenschutz im 
Rahmen des Wasserhaushaltsgesetzes in die Zuständigkeit der Bundesländer respektive Küstenländer 
fallen, haben die drei Küstenländer Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein unterschiedliche 
General- und Fachpläne aufgelegt: seit 2007 regelt ein gemeinsamer Generalplan den Küstenschutz für 
Niedersachsen und das Land Bremen, in Schleswig-Holstein sind die Küstenschutzanstrengungen im 
„Generalplan Küstenschutz“ aus dem Jahre 2001 niedergelegt und in der Freien und Hansestadt 
Hamburg ist der Hochwasser- und Küstenschutz im Fachplan „Hochwasserschutz in Hamburg“ der 
Behörde für Bau und Verkehr von 2002 geregelt. So erklären sich unterschiedliche Entwicklungen und 
Ausprägungen des Küstenschutzes. Nachfolgend werden diese, soweit möglich einheitlich dargestellt, 
doch – wo erforderlich – getrennt für offene Küsten (in Niedersachsen und Schleswig-Holstein), 
Ästuar und Stadtgebiet wiedergegeben. 

11.1.2 Küstenschutz in der Metropolregion 

10.1.2.1 Entwicklung von Schutzstrategien 

Im Küstenschutz können prinzipiell vier Schutzstrategien unterschieden werden: Rückzug, 
Anpassung, Verteidigung und Vordringen (Probst, 1994). Die Besiedlung des Küstengebietes an der 
Nordsee begann vor mehr als 2.000 Jahren, als Bewohner der höher gelegenen Gebiete sich hier 
niederließen. Auf die stetig wachsende Bedrohung durch Sturmfluten reagierten die Bewohner der 
Küstenregionen mit unterschiedlichen Strategien. In einer Phase eines rascheren Vordringens des 
Meeres erfolgte zunächst ein Rückzug aus den überfluteten Gebieten in höher gelegene Flächen. Etwa 
zu Beginn unserer Zeitrechnung wurde im Sinne einer Anpassung mit dem Bau von Warften (Wurten) 
begonnen, wobei zunächst nur einzelne Häuser auf den künstlich geschaffenen Erhebungen errichtet 
wurden, wenig später auch kleine Ringdeiche zum Schutz der Siedlungen. In einer Periode eines 
steigenden Meeresspiegels fiel der Beginn des Deichbaus an der deutschen Nordseeküste. So entstand 
um 1.000 n. Chr. die Strategie der Verteidigung. Die ersten Deiche waren einfache und niedrige 
Erdwälle, die aus Marschboden entstanden und mit Rasensoden abgedeckt wurden. Bereits im 12./13. 
Jahrhundert ergab sich so ein geschlossener Deichzug entlang der Nordseeküste. Sehr schwere 
Sturmfluten (z. B. Erste Marcellusflut, Luciaflut, Zweite Marcellusflut) führten immer wieder zu 
Rückschlägen im Deichbau, woraufhin die Deiche stetig instand gesetzt, erhöht und verstärkt wurden. 
Aus den gewonnenen Erfahrungen entstand das Konzept, dem Deich eine ausreichende Höhe und 
einen ausreichend breiten Querschnitt gegen die im Laufe der Jahrhunderte steigenden 
Sturmflutwasserstände zu geben. Dabei wurde der neue Deich jeweils nur um ein geringes Maß höher 
als der vorher aufgetretene höchste Wasserstand errichtet. Es wurde also jeweils auf einen 
Wasserspiegelanstieg reagiert, eine heute übliche Berücksichtigung zu erwartender zukünftiger 
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Entwicklungen erfolgte nicht. Nach der ersten „großen Mandränke“ (Zweite Marcellusflut) im Jahre 
1362, in der das Meer große Landgebiete verschlang, wurde den Deichen neben ihrer Schutzfunktion 
ein bedeutender Stellenwert für die Landgewinnung zugewiesen. Mit Hilfe von Eindeichungen wurden 
verlorene Gebiete im Sinne des Vordringens wieder zurückgewonnen und zur landwirtschaftlichen 
Nutzung herangezogen. Zahlreiche Neueindeichungen konnten bereits im 16. Jahrhundert die großen 
Landverluste teilweise ausgleichen. In der jüngeren Vergangenheit hat sich die Landwirtschaftspolitik 
einschneidend geändert. Mit der neuen Zielsetzung war es nicht mehr erforderlich, neue 
landwirtschaftliche Nutzflächen – zum Beispiel durch Neueindeichungen – zu erschließen. Somit wird 
heute wieder im Wesentlichen die Strategie der Verteidigung umgesetzt (von Lieberman, 1999).  

10.1.2.2 Küstenschutz in Hamburg 

Die Freie und Hansestadt Hamburg liegt rd. 100 km von der Nordseeküste entfernt, ist aber durch ihre 
Lage am Ästuar Elbe einer Gefährdung durch Sturmfluten ausgesetzt. Seit Jahrhunderten stellt der 
tideoffene Hafen, der auch für die große Seeschifffahrt jederzeit erreichbar sein muss, den wichtigsten 
Wirtschaftsfaktor dar. Die Nutzung der tief liegenden Marschgebiete setzt seit Stadtgründung 
Hochwasserschutzmaßnahmen wie das Aufwerfen von Warften, den Bau von Deichen und 
Schutzwänden sowie das Treffen von Vorkehrungen zur Schadensminimierung bei Eintritt von 
extremen Sturmfluten voraus. Hamburg schützt sich heute mit einer rd. 103 km langen öffentlichen 
Hauptdeichlinie vor Sturmfluten. Diese Linie besteht auf einer Länge von 78 km aus Erddeichen und 
25 km aus Hochwasserschutzwänden. In die Linie integriert sind 6 Sperrwerke, 6 Schleusen,  

27 Deichsiele und 38 Tore (Gatts). Daneben sind vor allem im Hafengebiet private Polder zum Schutz 
von Betrieben, Anlagen und Gütern entstanden. Dieser staatlich geförderte private Hochwasserschutz 
wurde nach der Sturmflut von 1976 installiert, bei der große Teile des Hafengebietes von dem mit 
NN +6,45 m bis heute höchsten Sturmflutscheitelwasserstand überflutet wurden (Aschenberg und 
Kroker, 1992). Die heute 48 privat organisierten Hafenpolder verteidigen eine 109 km lange 
Hochwasserschutzlinie mit 3 Sperrwerken sowie rd. 840 Toren. Durch diese Anlagen ist eine Fläche 
von 2.300 ha bzw. rd. 70% des Hafengebietes mit einer einheitlichen Höhe von NN +7,50 m vor 
Sturmfluten geschützt. Neben den Hafenpoldern gibt es am Nordufer der Elbe kleinere Polder mit 
Wohn- und Büronutzung, die von den Eigentümern gebaut, unterhalten und verteidigt werden (Freie 
und Hansestadt Hamburg, 2008). 

Durch die Anlage von Sperrwerken an den Nebenflüssen der Elbe wurde die ursprüngliche Deichlinie 
entlang der Unterelbe verkürzt, parallel dazu wurden Fahrrinnenanpassungen vorgenommen. Infolge 
dessen kann die Tide heute – unabhängig von möglichen klimatischen Einflüssen – schneller und 
ungebremster stromauf laufen und führt im Vergleich zu deutlich erhöhten Sturmfluten in Hamburg 
(von Storch et al., 2008, Freitag et al., 2007). 
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Abb. 1: Darstellung der überflutungsgefährdeten Bereiche (blau) und der Hauptdeichlinien (rot) im Stadtgebiet 
von Hamburg (Freie und Hansestadt Hamburg, 2008) 

An der Unterelbe existierten in den Elbanrainerländern lange Zeit unterschiedliche 
Bemessungsansätze für den Hochwasserschutz. Auch in Hamburg sind über die Jahrhunderte immer 
wieder durch Hochwasserereignisse ausgelöste, meist örtlich begrenzte Deichbauten und Anpassungen 
erfolgt. Bis zur Sturmflutkatastrophe von 1962 war die Sturmflut vom 3./4. Februar 1825 die 
schwerste und höchste im Elbegebiet mit einer Höhe von NN +5,24 m am Pegel St. Pauli. Erstmalig 
wurde in der Folge dieser Sturmflut eine Höhe von NN +5,70 m für die Hamburger 
Hochwasserschutzanlagen festgesetzt. Diese Höhe erwies sich erst 1962 als nicht mehr ausreichend. 
Im Bauprogramm nach 1962 sind die Anlagen deshalb auf eine weitgehend einheitliche Höhe von 
NN +7,20 m erhöht bzw. neu gebaut worden. Zwischen den Ländern Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen und Hamburg besteht Einvernehmen, dass es auch in der Zukunft ein gemeinsam 
getragenes Bemessungskonzept für die Hochwasserschutzanlagen im Bereich der Unterelbe geben 
muss (Freie und Hansestadt Hamburg, 1995). 

Die im Jahr 2007 abgeschlossene Überprüfung des bisherigen Bemessungsverfahrens hat gezeigt, dass 
die statistischen Grundlagen der 1986 festgesetzten Bemessungswasserstände nach wie vor gültig sind 
und das Verfahren die physikalischen Verhältnisse angemessen wiedergibt. Es ist jedoch deutlich 
geworden, dass das Verfahren insgesamt weiterentwickelt werden muss, da einige Aspekte nur 
unzureichend abgebildet werden. Insbesondere fehlt ein prognostischer Anteil für die zu erwartenden 
Änderungen durch den Klimawandel und die Berücksichtigung unterschiedlicher Schutzbedarfe an der 
Tideelbe. Darüber hinaus hat sich die Bemessungspraxis für Hochwasserschutzanlagen in den drei 
Ländern unterschiedlich entwickelt. Für die Metropole erscheint es unerlässlich Risikoaspekte in die 
Bemessung einzubeziehen und das angestrebte Sicherheitsniveau neu zu diskutieren (Arbeitsgruppe 
der Länder 1988 und 1998). 
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11.1.3 Technische Anpassungspotenziale 

10.1.3.1 Hochwasser- und Sturmflutschutz 

Auf die Bedeutung des Klimawandels für das Küsteningenieurwesen weist Dieckmann allgemein im 
Jahrbuch der Hafenbautechnischen Gesellschaft 2004 hin. Im gleichen Band wird von Mai et al. 
(2004) die Möglichkeit der risikobasierten Bemessung mit Bezug auf den Klimawandel propagiert und 
auch Probst und Hofstede (2004) und Kunz (2004) stellen mit impliziten Hinweis auf das Klima 
denkbare neue Küstenschutzstrategien vor. Für die Stadt Hamburg vertritt Haake (2004) die Ansicht, 
dass Hamburg auch bei Zugrundelegung ungünstiger Klimaprognosen einen für Jahrzehnte 
ausreichenden Sturmflutschutz hat, da Hochwasserschutzwände und Sperrwerke so konstruiert 
wurden, dass eine weitere Erhöhung vergleichsweise unkompliziert möglich sein wird. Die Aussagen 
werden sinngemäß durch die Untersuchungen von Grossmann et al. (2006) auf der Basis von 
Sturmflutszenarien für Hamburg für die Jahre 2030 und 2085 verifiziert und gestützt. 

Die heute verfolgte Küstenschutzstrategie basiert im Wesentlichen auf den Empfehlungen der 1986 
vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg einberufenen „Unabhängigen Kommission 
Sturmfluten“. Sie hat bereits Vorüberlegungen durchgeführt, wie Hamburg sich langfristig vor 
Sturmfluten schützen will. Aus Sicht der Freien und Hansestadt Hamburg (2008) erscheint es 
zweckmäßig einen Sicherheitszuschlag für das im Hamburger Ballungsraum vorhandene erhöhte 
Schadenspotenzial („Metropolzuschlag“) anzusetzen und „Auswirkung von Klimaänderungen auf die 
Sturmfluthäufigkeit und die Sturmfluthöhen in die Festsetzungen von Bemessungswasserständen und 
Sollhöhen einzubeziehen“. Konkret werden die Lösungen des Baus eines Sturmflutsperrwerks 
westlich von Hamburg sowie die weitere Erhöhung der vorhandenen Hochwasserschutzanlagen, 
gegebenen Falls in Verbindung mit der Einrichtung von Entlastungspoldern an der Unterelbe 
diskutiert. Mögliche Standorte für ein Sperrwerk wurden im Bereich Finkenwerder und elbabwärts bei 
Brokdorf gesehen. Weitere Planungsüberlegungen führten jedoch dazu Sperrwerkslösungen auch 
langfristig auszuschließen. Ausschlaggebend hierfür war die Tatsache, dass es sich bei einem 
Sperrwerk um ein „technisch hochkompliziertes und in der erforderlichen Größe bisher beispielloses 
und unerprobtes Bauwerk“ gehandelt hätte. Neben den absehbar sehr hohen Investitions- und 
Betriebskosten wurden weiterhin erhebliche nautische Probleme für die Schifffahrt bei 
Sturmflutwetterlagen und ökologische Folgeschäden befürchtet. Die in Betracht gezogene Schaffung 
von Entlastungspoldern hatte zum Ziel, einen Ausgleich für die Verluste an Überflutungsraum durch 
die Baumaßnahmen an der Tideelbe nach 1962 zu schaffen. Insgesamt sind seitdem Fluträume von 
fast 150 km² durch Vordeichungen, Sperrwerke, Aufhöhungen usw. verloren gegangen. Mit den 
Ländern Schleswig-Holstein und Niedersachsen ist das Anlegen von Entlastungspoldern an der 
Unterelbe intensiv diskutiert worden. Die Arbeitsgruppe hat jedoch in ihrem Abschlussbericht 
festgehalten, dass der hohe technische Aufwand, die sehr hohen Investitions- und Betriebskosten, 
sowie die erheblichen Eingriffe in die Landschaft durch den begrenzten Nutzen aus damaliger Sicht 
nicht aufzuwiegen seien. Als einziger Lösungsweg für die Sicherstellung des langfristigen Hamburger 
Hochwasserschutzes bleibt somit die weitere Verstärkung der vorhandenen Anlagen. Dieser 
Empfehlung wird bereits im laufenden Bauprogramm Rechnung getragen. So wird beim Neubau von 
Hochwasserschutzwänden eine weitere Erhöhungsmöglichkeit um bis zu 0,80 m statisch und 
konstruktiv berücksichtigt. Da insbesondere die Hochwasserschutzwände überwiegend völlig neu 
gebaut werden müssen – die nach 1962 unter hohem Zeitdruck errichteten Bauwerke weisen häufig 
keine statischen Reserven auf und können nicht mehr aufgestockt werden – berücksichtigt ein großer 
Teil der konstruktiven Anlagen bereits diese Ausbaureserve. Als ergänzende Vorsorgemaßnahme für 
den Katastrophenfall werden bauliche Maßnahmen innerhalb der deichgeschützten Gebiete als 
sinnvoll erachtet. Denkbar ist insbesondere die Berücksichtigung hoch liegender Versorgungs- und 
Evakuierungswege in der Bauleit- und Erschließungsplanung. Darüber hinaus fehlt für 
sturmflutschutzbegründete Bauvorschriften die rechtliche Rechtfertigung, die Umsetzung von 
Vorsorgemaßnahmen bleibt insofern der privaten Initiative überlassen. 
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Hamburgs neue Hafencity mit ihrer Lage zwischen den öffentlichen Hochwasserschutzlinien der 
Innenstadt und der Norderelbe liegt im Überflutungsgebiet der Elbe. Daher sind Teile des Gebietes, 
die ursprünglich eine Höhe von 4,50 bis 7,20 mNN aufwiesen auf ein hochwassergeschütztes Niveau 
von mindestens 7,50 mNN angehoben worden. Damit wurde auf das traditionelle Warftenkonzept im 
Sinne einer Anpassungsstrategie zurückgegriffen. 

Die Anlage von Poldern an der Elbe zur Sturmflutentlastung wurde bereits 1983 durch den 
Lenkungsausschuss für die Sturmflutuntersuchungen in der Elbe diskutiert. Die Sturmflutentlastung 
wurde anfänglich speziell seitens des Naturschutzes zur Vermeidung weiterer Deicherhöhungen, 
welche im allgemeinen den Verlust des ökologisch bedeutsamen tidebeeinflussten und durch 
Salzwiesenvegetation geprägten Deichvorlands mit sich bringen, in die Diskussion eingebracht. Neben 
der Erhaltung bestehender Vorlandflächen ist auch die Renaturierung bestehender Sommerpolder zu 
Vorländern mit Salzwiesenvegetation Teil der Forderungen von Naturschützern (WWF, 1995). 
Während Entlastungspolder zur Regulierung von Hochwassern an nicht-tidebeeinflussten Flüssen, 
zum Beispiel am Rhein, bereits eingesetzt werden und in Bemessungskonzepte für Flussdeiche 
beziehungsweise Rückhaltebecken, wie der DIN 19712 beziehungsweise der DIN 19700, Eingang 
gefunden haben (Weiss, 2001), ist eine Anlage von Entlastungspoldern in größerem Umfang an 
Tideflüssen bisher nicht erfolgt. Eine Untersuchung der Wirksamkeit von Entlastungspoldern an der 
Unterelbe in der Hasseldorfer Marsch und im Alten Land zur Verbesserung des Sturmflutschutzes der 
Stadt Hamburg wurde zu Beginn der 80er durch Berndt et al. (1983) durchgeführt. Weitere 
Untersuchungen finden sich bei Stückrath und Heinl (1996). Eine Untersuchung zur Anlage von 
Sturmflutentlastungspoldern in der Unterweser als Anpassung an den Klimawandel findet sich bei von 
Lieberman et al. (2000). Hier konnte gezeigt werden, dass die Wirkung der Sturmflutentlastungspolder 
sich auf die Kappung des Tidehochwassers beschränkt. Erst durch die Anlage mehrerer Polder ergibt 
sich eine maximale und effektive Absenkung des Tidehochwassers. Eine sehr breite Überlaufstrecke 
mit niedriger Restdeichkrone führt zu maximalen Absenkungen. Durch eine derartige Absenkung des 
Sturmflutscheitels kann bei einer zukünftig, zum Beispiel als Folge eines beschleunigten 
Meeresspiegelanstiegs, notwendigen Deicherhöhung eine um mehrere Dezimeter geringer Ausführung 
erfolgen, welche eine Kostenersparnis ermöglicht. Den Minderkosten für die Erhöhung der 
bestehenden Deichlinie stehen jedoch i. d. R. Kosten für die Polder umgebende Deiche entgegen. 

Unter dem Stichwort „managed retreat“ wird insbesondere seitens des Naturschutzes immer wieder 
ein Nachdenken über neue Küstenschutzstrategien wie die Rückverlegung von Hauptdeichlinien, die 
Öffnung von Sommerpoldern oder die Gewinnung neuer Überflutungspolder angeregt (Reise, 2009). 
Buss veröffentlicht bereits 2001 die Realisierung von vier von neun geplanten Deichrückverlegungen 
an der Tideelbe als Alternative zur Deichverstärkung und die damit verbundene Wiederherstellung 
von rd. 37 ha Vorland. 

Bei Schuchardt und Schirmer (2008) findet sich eine Zusammenfassung der Ergebnisse aus 
Forschungsvorhaben, die seit Mitte der neunziger Jahre für das Weserästuar zum Thema Klimawandel 
durchgeführt wurden. Die Frage, ob die Unterweserregion auf einen Klimawandel hinsichtlich ihrer 
Küstenschutzanlagen vorbereitet ist, wurde auf der Basis von Risikountersuchungen bewertet. Hierbei 
wurden die Schäden in ähnlicher Weise wie von Sterr et al. (2004) für die Westküste Schleswig-
Holsteins durchgeführt, ermittelt. Die Anwendung dieser probabilistischen Methode, die bislang in 
Deutschland keine Bemessungsgrundlage darstellt (Ausschuss für Küstenschutzwerke, 2002), auf die 
Deiche der Unterweser zeigt, dass die aktuellen Deichhöhen, die auf deterministische Weise ermittelt 
wurden, zu sehr unterschiedlichen Zuverlässigkeiten führen. Im Fall der angenommenen 
Klimaänderung sind die Deiche daher, je nach zu definierendem Schutzstandard, zu erhöhen bzw. 
örtlich noch ausreichend hoch (Zimmermann et al., 2004).  

Während die aktuell gültigen Generalpläne (z. B. Thorenz, 2008) vergleichsweise festgeschriebene 
Maßnahmelisten zur Durchführung von Küstenschutzmaßnahmen beinhalten, erhält die Planung von 
Maßnahmen mit der Einführung des Risikomanagements einen deutlich dynamischeren Charakter, der 
eine flexiblere Gestaltung des Küstenschutzes im Sinne des Küstenschutzmanagements zulässt (von 
Lieberman und von Lieberman, 2001). Abbildung 2 greift die von Kunz bereits 1996 skizzierten Ideen 
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eines integrierten, im Vergleich zum bislang üblichen sektoralen Küstenschutzes, der sich auf eine zu 
schützende Region ohne Berücksichtigung der einzelnen Nutzungen und Wertigkeiten konzentriert. 
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Abb. 2: Sektoraler und integrierter Küstenschutz am Beispiel eines durch Deiche geschützten tiefliegenden 
Siedlungsgebiets (in Anlehnung an: Kunz, 1996) 

Im Vorhaben KRIM wurden Änderungen des Sturmflutrisikos bei Klimaänderung u. a. auch für die im 
Untersuchungsgebiet gelegene Wurster Küste durchgeführt (Mai et al., 2004). Es konnte gezeigt 
werden, dass die Anlage einer zweiten Deichlinie als technische Anpassungsmaßnahme einen 
nennenswerte Reduzierung des Schadens bewirken kann. 

Schuchardt und Schirmer (2008) folgern, dass die Ergebnisse der Studien für die Unterweserregion 
insgesamt plausibel gemacht haben, dass die Folgen eines Klimawandels für die Unterweserregion 
„aufgrund der hohen Adaptionskapazität bewältigbar sein werden. Auch bezüglich der erforderlichen 
Anpassungsmaßnahmen des Küstenschutzes ist die Anpassungskapazität als hoch zu bezeichnen, auch 
deshalb, weil es für den Küstenschutz eine historisch gewachsene und etablierte Organisationsstruktur 
gibt und die Akzeptanz ... in der Bevölkerung aufgrund der historischen Erfahrungen ... hoch ist“. Wie 
bei Schirmer und Schuchardt (2002) beschrieben, sind die für das Weserästuar gewonnenen 
Ergebnisse grundsätzlich sicherlich auch auf andere Ästuare, wie die Elbe übertragbar. 

Tabelle 1 gibt eine Übersicht möglicher Küstenschutzkonzepte für Ästuare und deren Vor- und 
Nachteile. 
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Schutzkonzept Vorteile Nachteile 

Verstärkung 
auf vorhandener Linie 
(= Die Abmessungen des bisherigen 
Küstenschutzelementes (i. a. Deich) 
werden an die der neuen Bemessung 
angepasst, indem das bestehende 
Bauwerk erhöht und damit verbreitert 
wird.) 

• Nutzung des 
vorhandenen Deichkörpers, 
dadurch Materialersparnis 

• geringe 
Inanspruchnahme weiterer 
Flächen durch die 
Deichaufstandsfläche 

• im Vergleich zum 
Neubau erheblich geringere 
Herstellungskosten 

• Anlage von 
Überlaufstrecken zum 
gezielten Überlauf während 
Sturmfluten möglich 
 Vorteile: Reduzierung des 
Sturmflutscheitels, Nutzung 
vorhandener 
Küstenschutzelemente 
 Nachteile: Eingeschränkte 
Wirkung bei Kettentiden, 
erhöhtes Risiko in den 
Fluträumen der betroffenen 
Nebenflüsse 

• Tragfähigkeit des 
Untergrundes ist örtlich 
begrenzt 

• bauliche 
Möglichkeiten sind örtlich 
begrenzt, da Konflikte mit 
vorhandenen Nutzungen zu 
erwarten sind 

Zweite Deichlinie 
(= Wiedernutzung vorhandener zweiter 
Deichlinien (Schlafdeiche) 
= gezielte Neuanlage von Deichen, 
z. B. zum Schutz von Einzelobjekten) 

• Reduzierung des 
Schadenpotenzials im Falle 
eines Deichversagens 

• ggf. umfangreiche 
Eingriffe in Natur und 
Landschaft 

• ggf. hoher 
Kostenaufwand 

• ungleiche Verteilung 
des Risikos 

Deichrückverlegung 
(= Entfernung/Schleifung ausgewählter 
Strecken einer vorhandenen Deichlinie, 
um diese zu verkürzen 
= Entfernung/Schleifung ausgewählter 
Strecken einer vorhandenen Deichlinie, 
um Überflutungsflächen zur 
Reduzierung von Sturmflutscheiteln zu 
schaffen  s. auch 
„Sturmflutentlastungspolder“) 

• reduzierte 
Unterhaltungskosten infolge 
einer kürzeren Deichstrecke 

• Rückgewinnung von 
bzw. Erhalt neuer 
Vorlandflächen 

• Absenkung von 
Sturmflutscheiteln, so dass u. 
U. eine erforderliche 
Deicherhöhung entfallen kann

• umfangreiche Eingriffe 
in Natur und Landschaft 

• hohe 
Herstellungskosten 

• eingeschränkte 
Wirksamkeit bei Kettentiden 

Anlage von Warften 
(= Errichtung von Bauwerken auf 
erhöhtem Terrain) 

• gezielter Objektschutz 

• ästhetische Gestaltung 
der Schutzmaßnahme in 
Verbindung mit dem 
Bauwerk möglich 

• erhöhte Baukosten für 
das Bauwerk, da i. d. R. 
Finanzierung/Beteilung der 
Schutzmaßnahme durch den 
privaten Nutzer erforderlich 

• nur gezielter 
Objektschutz; Methode 
i. d. R. nur in Verbindung mit 
anderen Schutzmethoden 
geeignet 

• Methode ist i. d. R. nur 
bei Neubauten anzuwenden 
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Großsperrwerke 
(= Anlage von Sturmflutsperrwerken; 
i. d. R. im Mündungsbereich der 
Ästuare) 

• Verkürzung der 
Deichlinie 
 reduzierte 
Unterhaltungskosten infolge 
einer kürzeren Deichstrecke 

• schnelle Verfügbarkeit 
der Schutzwirkung infolge 
kurzer Herstellungszeit; z. B. 
im Vergleich zur Dauer der 
Herstellung einer Deichlinie 

• umfangreiche Eingriffe 
in Natur und Landschaft 

• Konflikte hinsichtlich 
Akzeptanz der Maßnahme zu 
erwarten 

Sturmflutentlastungspolder 
(= Anlage von Fluträumen entlang des 
Ästuars, z. B. durch Absenken der 
vorhandenen Deichlinie und Errichtung 
von Schöpfwerken zur gezielten 
Flutung während und Entleerung nach 
einer Sturmflut) 

• Absenkung von 
Sturmflutscheiteln, so dass u. 
U. eine erforderliche 
Deicherhöhung entfallen kann

• Rückgewinnung von 
bzw. Erhalt neuer 
Vorlandflächen 

• hohe 
Herstellungskosten 
(u. a. für die Herstellung der 
die Fluträume umgebenden 
Deiche, so dass das weitere 
Hinterland nicht überflutet 
wird) 

• eingeschränkte 
Wirksamkeit bei Kettentiden 

• Konflikte mit 
vorhandenen Nutzungen sind 
zu erwarten 

• ggf. sind Konflikte 
hinsichtlich Akzeptanz der 
Maßnahme zu erwarten 

Tab. 1: Übersicht möglicher Küstenschutzkonzepte für Ästuare und deren Vor- und Nachteile (von Lieberman, 
2004) 

Eine Beurteilung, welche Maßnahmen geeignet sind, muss sicherlich auch auf monetärer Ebene 
erfolgen. Hinweise dazu sind beispielsweise für die Unterweser in Zimmermann et al. (2004) zu 
finden. Eine direkte Übertragung auf das Elbeästuar ist nicht möglich, da insbesondere bei der Anlage 
von Sturmflutentlastungspoldern Kosten für den Grunderwerb von Flächen oder gegebenenfalls 
erforderliche Umgebungsdeiche die Kosten maßgeblich beeinflussen. 

Bis Ende des Jahres 2009 wird im Auftrag der BSU für Hamburg ein Gutachten entstehen, dass 
mögliche technische Anpassungsideen im Sinne der deutschen Anpassungsstrategie zusammenstellt. 
Die Frage technischer Anpassungspotenziale für die Metropolregion Hamburg ist zudem Gegenstand 
des aktuell seitens des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung (BMBF) geförderten 
Vorhabens KLIMZUG-NORD – Strategische Anpassungsansätze zum Klimawandel in der 
Metropolregion Hamburg. Abschließende Ergebnisse sowie ein Masterplan mit Strategien zur 
Anpassung an den Klimawandel für Hamburg und seine Metropolregion werden im Jahr 2014 zu 
erwarten sein. 

10.1.3.2 Binnenhochwasser 

Neben dem Sturmflutschutz steht auch die Frage nach Hamburgs zukünftigem 
Binnenhochwasserschutz, der infolge zunehmender Starkregenereignissen das Hamburger Siel- und 
Gewässernetz belastet, im Fokus (Senat Hamburg, 2007). So wurden beispielsweise im RIMAX-
Vorhaben „Flächen- und Katastrophenmanagement überschwemmungsgefährdeter städtischer Gebiete 
als Konsequenz auf eine Risikozunahme durch Klimaänderung“ auf der Basis risikobasierter 
Betrachtungen die Vor- und Nachteile diverser Nutzungsformen, wie Aufständerung oder auch ein 
Aufschwimmen der Häuser (Floating Homes) sowie die Wirksamkeit von hochwasserangepassten 
Bautechniken und Eigenvorsorge untersucht. Unter anderem wurde das webbasierte System FlorReTo 
(Flood Resilience Tool) entwickelt, das u. a. eine Abschätzung der Schadensanfälligkeit von 
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Einzelobjekten oder die Berechnung von Umrüstungs- und Umbaumaßnahmen von Einzelhaushalten 
(dry-, wetproofing) ermöglicht (Manojlovic und Pasche, 2008). Des Weiteren wurden im genannten 
RIMAX-Vorhaben sogenannte „Kaskadierende Flutkammersystem“ als Anpassungsmaßnahme gegen 
Hochwässer am Beispiel der Elbinsel Wilhelmsburg untersucht (Abb. 3). Es beinhaltet die 
konstruktive Sicherung der Deiche gegenüber einer möglichen Überströmung, die Untergliederung des 
Hinterlandes in kaskadierende Flutkammern mittels stationärer und temporärer zweiter und dritter 
Deichlinien sowie die Entwicklung eines Raumnutzungskonzeptes zur Anpassung der Bebauung in 
den Flutkammern an einen möglichen Einstau. 

 

 

Abb. 2: Prinzip des kaskadierenden Flutkammersystems (Nehlsen et al., 2007) 

Technische Anpassungsmöglichkeiten für den Binnenhochwasserschutz der Stadt Hamburg werden 
ebenfalls im Vorhaben KLIMZUG-NORD weiter untersucht werden. 

10.1.3.3 Sedimentmanagement 

Von Storch und Stehr (2007) weisen auf den „unerwünschten Nebeneffekt“, der infolge eines 
beschleunigten Einlaufens der Tide in die Elbe zu verzeichnen ist: eine erhöhte Sedimentation führt zu 
einem signifikant erhöhten Baggerbedarf. Hier setzt das „Konzept für eine nachhaltige Entwicklung 
der Tideelbe als Lebensader der Metropolregion Hamburg“ (HPA und WSDN, 2006) an, welches u.a. 
in der Architektur Beachtung findet (Sauer, 2007) und auch unter dem Aspekt der Globalisierung 
Eingang in die Untersuchungen von Grossmann (2006) findet. Wenngleich das für die Tideelbe zur 
Diskussion gestellte Konzept nicht explizit auf Potenziale zur Anpassung an den Klimawandel 
fokussiert, können die dort genannten „Eckpfeiler eines zukünftigen Aktionsplans“ als solche gesehen 
werden. Hier werden 

• die Dämpfung der einschwingenden Tideenergie durch strombauliche Maßnahmen, 
insbesondere im Mündungstrichter, 

• die Schaffung von Flutraum im Bereich zwischen Glückstadt und Geesthacht, 

• sowie die Optimierung des Sedimentmanagements unter Berücksichtigung des Gesamtsystems 
der Elbe 

vorgeschlagen. Freitag et al. (2007) nennen u.a. als gezielte Maßnahmen hierzu die Wiederanbindung 
von Nebenflüssen und Nebenelben oder die Rückverlegung von Deichen. 

11.2 Zusammenfassung 

Technische Potenziale zur Anpassung an den Klimawandel sind speziell für die Metropolregion in der 
Metropolregion Hamburg nur in geringerem Umfang publiziert. Die Publikationen beziehen sich im 
wesentlichen auf das Themenfeld Hochwasser- und Sturmflutschutz, aber auch auf den 
Binnenhochwasserschutz und Erosionsschutz. 

Unabhängig vom Ausmaß des zu erwartenden Klimawandels wird für den Hochwasser- und 
Sturmflutschutz die Strategie der Anpassung favorisiert, also beispielsweise die Erhöhung von 
Deichen und Hochwasserschutzwänden. Neben dieser Strategie liegen prinzipielle Überlegungen zur 
Anlage eines Sturmflutsperrwerkes und von Überflutungspoldern vor. Konkrete wissenschaftliche 
Untersuchungen, wie sie beispielsweise für die Unterweserregion vorliegen, existieren für Hamburg 
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nicht, werden aber Gegenstand des aktuell vom Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 
(BMBF) geförderten Vorhabens KLIMZUG-NORD – Strategische Anpassungsansätze zum 
Klimawandel in der Metropolregion Hamburg sein. 

Technische Anpassungsmöglichkeiten für den Binnenhochwasserschutz der Stadt Hamburg wurden 
bereits wissenschaftlich untersucht. So liegen für ausgewählte Bereiche des Stadtgebiets Hamburg 
(z.B. Wilhelmsburg) Erkenntnisse zur Anlage von vor. Die Frage eines klima-angepassten 
Binnenhochwasserschutzes wird ebenfalls im Vorhaben KLIMZUG-NORD weiter untersucht werden. 

Generell lässt sich festhalten, dass die publizierten Ansätze einer technischen Anpassung an den 
Klimawandel an Küsten und Ästuaren auf das Stadtgebiet Hamburg bzw. die Küsten- und 
Ästuargebiete der Metropolregion prinzipiell übertragbar sind. Detaillierte Untersuchungen der 
Belastungsgrößen und der Wirksamkeit einzelnern Maßnahmen sind auf Basis der aktuellen 
Klimamodellierung sind jedoch für die Metropolregion jedoch zwingend erforderlich. 
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